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AMINA GERIKHANOVA 

Am 4. Mai wird das Oberste Gericht in Rumänien eine endgültige Entscheidung über die Auslieferung der 

Tschetschenin Amina Gerikhanova an Russland treffen. Im Jahr 2016 verließ sie Tschetschenien mit ihrem 

kleinen Sohn in Richtung Ukraine, um vor politischer Verfolgung zu fliehen. Sie lebten bis Anfang März 2022 in 

der Ukraine. Dann mussten sie vor dem Einmarsch russischer Truppen fliehen. Amina Gerikhanova wurde 

aufgrund eines russischen Auslieferungsersuchens an der rumänischen Grenze festgenommen und von ihrem 

jetzt achtjährigen Sohn getrennt. Am 18. April genehmigte das Berufungsgericht von Suceava die Auslieferung 

von Amina Gerikhanova an Russland. Ihre Rechtsmittel gegen diese Entscheidung sind noch anhängig. Im Falle 

einer Auslieferung besteht für Amina Gerikhanova die Gefahr, gefoltert oder anderweitig misshandelt zu werden. 

Die rumänischen Behörden müssen das Auslieferungsersuchen ablehnen und Amina Gerikhanova internationalen 

Schutz gewähren. 

Amina Gerikhanova ist eine Tschetschenin, die seit 2016 in der Ukraine lebt. Sie floh mit ihrem kleinen Sohn 

dorthin, nachdem sie in Tschetschenien politisch verfolgt wurde. Am 13. März überquerte Amina Gerikhanova 

zusammen mit Millionen anderer Flüchtender die rumänische Grenze, um vor der Gewalt infolge der russischen 

Invasion zu fliehen. Amina Gerikhanova wurde aufgrund eines russischen Auslieferungsersuchens an der 

rumänischen Grenze festgenommen und von ihrem acht Jahre alten Sohn getrennt. Er kam vorübergehend in ein 

Waisenhaus. Am 18. April genehmigte das Berufungsgericht von Suceava ihre Auslieferung an Russland, 

vorbehaltlich der noch ausstehenden endgültigen Entscheidung des Obersten Kassations- und Justizgerichtshofs. 

Anstatt Sicherheit und Schutz zu finden, wird Amina Gerikhanova seit über einem Monat im Gefängnis von 

Suceava festgehalten und ist seither von ihrem Kind getrennt, das sie allein großzieht. 

Die russischen Behörden beschuldigen Amina Gerikhanova, an militärischen Operationen in Syrien teilgenommen 

zu haben; diese Vorwürfe scheinen jedoch unbegründet zu sein. In der Zeit, in der sie sich angeblich in Syrien 

aufhielt, lebte sie seit mehr als fünf Jahren friedlich in der Ukraine. In dieser Zeit wurde keine Anklage gegen sie 

erhoben. 

Schon vor dem Einmarsch russischer Truppen in die Ukraine erhielt Amnesty International regelmäßig Berichte 

über Fälle von Verschwindenlassen, Folter und andere Misshandlungen in Tschetschenien und hat in den letzten 

Jahren eine Reihe solcher Straftaten dokumentiert. 

HINTERGRUNDINFORMATIONEN 

Amina Gerikhanova wuchs ohne ihre Mutter auf, die im Jahr 2000 bei dem Massaker von Novye Aldi von 

russischen Soldat_innen erschossen wurde. Sie zieht ihren Sohn allein auf. Die russischen Behörden 

beschuldigen sie, von 2016 bis 2018 als Mitglied der bewaffneten Gruppe IS an Militäroperationen in Syrien 

teilgenommen zu haben, obwohl sie in dieser Zeit in der Ukraine lebte und das ukrainische Staatsgebiet nicht 

verlassen hat. Nach ihrer Ankunft in der Ukraine erhielt die ukrainische Staatsanwaltschaft ein 

Auslieferungsersuchen aus Russland, prüfte es und lehnte die Auslieferung von Amina Gerikhanova ab. Am 

13. März überquerte Amina Gerikhanova zusammen mit Millionen anderer Flüchtender die rumänische Grenze, 

um vor der russischen Invasion zu fliehen. Ihr Sohn wurde vorübergehend in ein Waisenhaus gebracht und später 

von einem Großonkel, der auf einen Rollstuhl angewiesen ist, dort abgeholt. Am 5. April richtete die 



 

 

 

 

Generalstaatsanwaltschaft der Russischen Föderation ein offizielles Auslieferungsersuchen an Rumänien. Am 

18. April genehmigte ein rumänisches Gericht die Auslieferung von Amina Gerikhanova an Russland.  

In ähnlichen Fällen sind tschetschenische Geflüchtete, die nach Russland zurückgeführt wurden, dem 

Verschwindenlassen zum Opfer gefallen. Dies unterstreicht das bestehende Risiko von Folter und anderen 

Misshandlungen. Seit Beginn des Krieges zwischen Russland und der Ukraine und dem Ausschluss Russlands 

aus dem Europarat ist Russland nicht mehr an die Europäische Menschenrechtskonvention gebunden, und 

ethnische Tschetschen_innen, die nach Russland abgeschoben werden, sind einem noch größeren Risiko 

ausgesetzt. Nach der russischen Invasion in der Ukraine hat sich die Menschenrechtslage in Russland drastisch 

verschlechtert, und es gibt noch weniger Garantien dafür, dass die Rechte von Personen, die ausgeliefert oder 

abgeschoben werden, geachtet werden. 

Amnesty International dokumentiert immer wieder Fälle, in denen ethnische Tschetschen_innen oder andere aus 

dem Nordkaukasus geflüchtete Personen in die Russische Föderation abgeschoben werden oder abgeschoben 

werden sollen. Zu diesen Fällen gehören auch Rückführungen aus Mitgliedstaaten des Europarats, darunter 

Frankreich, Ungarn und Polen. Für ehemalige Asylbewerber_innen aus Tschetschenien besteht nicht die 

Möglichkeit zur Flucht in einen anderen Teil der Russischen Föderation. Diese Binnenalternative zum 

internationalen Schutz besteht nicht, da das Risiko einer strafrechtlichen Verfolgung oder großen Schadens in 

anderer Form für die Personengruppe von den Behörden der russischen Föderation ausgeht und damit in 

Tschetschenien und überall auf russischem Staatsgebiet besteht. 

SCHREIBEN SIE BITTE  

E-MAILS ODER LUFTPOSTBRIEFE MIT FOLGENDEN FORDERUNGEN 

▪ Kommen Sie bitte Ihren Verpflichtungen im Rahmen internationaler Menschenrechtsnormen und -standards 

nach, darunter Artikel 3 der Europäischen Menschenrechtskonvention, und stoppen Sie die Abschiebung von 

Amina Gerikhanova in die Russische Föderation, wo ihr Folter und andere Misshandlungen drohen könnten 

und lassen Sie sie frei, damit sie ihr Recht auf Schutz einfordern und ihren Sohn wiedersehen kann.  

 

ACHTUNG! Aufgrund der Verbreitung des Coronavirus ist die weltweite Briefzustellung momentan eingeschränkt. 
Da sich die Zustellung täglich ändern kann, prüfen Sie bitte auf der Website der Deutschen Post unter „Aktuelle 
Informationen zum Coronavirus“, ob Briefe im Zielland zugestellt werden. Falls nicht, senden Sie Ihre 
Appellschreiben bis auf Weiteres bitte auf elektronischem Weg. Appelle in Papierform können außerdem an die 
Botschaft des Ziellandes in Deutschland geschickt werden.  

 
APPELLE AN 
INNENMINISTER  
Lucian Nicolae Bode 
Minister of Internal Affairs 
Piaţa Revoluţiei nr.1 A, sector 1, Bucureşti 
RUMÄNIEN  
(Anrede: Dear Minister Bode / Sehr geehrter Herr Minister) 
E-Mail: svri.daeri@mai.gov.ro

KOPIEN AN 
BOTSCHAFT VON RUMÄNIEN 
I.E. Frau Adriana-Loreta Stănescu 
Dorotheenstraße 62 – 66 
10117 Berlin 
Fax:  030-212 39 399 oder  

 030-212 39 199 

E-Mail: berlin@mae.ro 

Bitte schreiben Sie Ihre Appelle möglichst sofort. Schreiben Sie in gutem Rumänisch, Englisch oder auf 
Deutsch. Da Informationen in Urgent Actions schnell an Aktualität verlieren können, bitten wir Sie, nach dem 
24. Juni 2022 keine Appelle mehr zu verschicken.  

 

PLEASE WRITE IMMEDIATELY 

▪ I urge you to comply with your obligations under international human rights law and standards, including 

Article 3 of the European Convention on Human Rights and halt the extradition of Amina Gerikhanova to 

Russia where she would be at real risk of torture or other ill-treatment, and release her so she can pursue 

her right to seek refuge and reconnect with her son. 



 

 

 

 

HINTERGRUNDINFORMATIONEN – FORTSETZUNG 

Sollte Amina Gerikhanova in ein Land abgeschoben werden, in dem ihre Sicherheit bzw. ihr Leben in Gefahr 

wären, wäre das ein klarer Verstoß gegen die Verpflichtungen Rumäniens unter internationalen 

Menschenrechtsnormen und -standards, die ein absolutes Folter- und Misshandlungsverbot festschreiben. 

Hierzu zählt die Bestimmung, ungeachtet der mutmaßlichen Straftat niemanden an einen Ort zu schicken, an 

dem die Gefahr von Folter oder anderer Misshandlung besteht (Non-Refoulement-Prinzip). Dieser Grundsatz 

der Nicht-Zurückweisung ist auf alle Personen anwendbar, auch auf Menschen ohne Flüchtlingsschutz und 

auf mutmaßliche Straftäter_innen. Der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte hat kategorisch 

entschieden, dass es fehlgeleitet und rechtswidrig ist, die Gefahr, der eine Person bei ihrer Rückführung in 

ein anderes Land ausgesetzt ist, gegen die Gefahr, die diese Person im Falle einer Nicht-Rückführung 

darstellt, aufzuwiegen. 

 


